
ZEITUNG FÜR DEN ENERGIEMARKT

E&M: Herr Hacker, der bvek fordert 
eine grundlegende Novellierung des 
Projekt-Mechanismen-Gesetzes. Was 
kritisieren Sie denn am bestehenden 
ProMechG?

Hacker: Wir kritisieren, dass mit 
dem ProMechG die Genehmigung 
deutscher Beteiligungen an CDM- 
und ausländischen JI-Projekten 
unnötig bürokratisiert wird und 
zusätzliche Prüfungsmechanismen 
vorgesehen sind. Unnötig deshalb, 
weil diese Prüfungen bereits auf der 
internationalen Ebene vom Execu-
tive Board des CDM, vom Methodo-
logien Panel und den Verifizierern 
und Validierern intensiver und viel 
fachkundiger gemacht werden. Eine 
zusätzliche Prüfung in Deutschland 
ist also völlig unnötig.

E&M: … das wird man bei der 
Deutschen Emissionshandelsstelle 
(DEHSt; Anm. d. Red.) nicht so gern 
hören.

Hacker: Aber die 2005 politisch 
gewollte zusätzliche deutsche Über-
prüfung ist nicht effektiv, da sie ja 
faktisch dadurch unterlaufen wird, 
dass die Projekte mit deutscher Be-
teiligung gar nicht in Deutschland 
angemeldet werden müssen. Viele 
Unternehmen melden ihre Projekte 
über Tochtergesellschaften im Aus-
land an, beispielsweise in England, 

Holland oder Schweden, und lassen 
sie dort ohne den ganzen bürokrati-
schen Aufwand genehmigen. Gegen-
wärtig ist das ProMechG politisch 
ineffektiv und bürokratisch nur kos-
tenintensiv.

E&M: Neben dem Bürokratieabbau 
fordern Sie für einen neuen Gesetzes-
text aber auch exaktere Begriffsdefi-
nitionen.

Hacker: Ja, gegenwärtig ist der 
Begriff der Projektträgerschaft völlig 
unzureichend und unklar definiert. 
Wann ist ein deutsches Unterneh-
men ein Projektbeteiligter, wann 
nicht? Das ProMechG hat eine ganz 
eindimensionale Sichtweise, bei der 
eigentlich nur der Direktinvestor in 
ein Projekt gesehen wird. Die Realität 
ist mit Projektentwicklern, Techno-
logieanbietern und Emissionsgut-
schriften-Käufern aber wesentlich 
vielschichtiger. Alles das wird im 
jetzigen ProMechG überhaupt nicht 

berücksichtigt. Und wirklich wichtig 
wäre für ein deutsches Gesetz eine 
Überarbeitung der Regelungen von 
Joint Implementation-Inlandsprojek-
ten und dabei insbesondere der As-
pekt der Zusätzlichkeit. Der Begriff 
steht zwar im ProMechG, wie er aber 
zu verstehen und anzuwenden ist 
und was das konkret bedeutet, wird 

dort nirgendwo auch nur ansatzwei-
se geregelt. Damit wird auch der zu-
ständigen Behörde, der DEHSt, kei-
nerlei Orientierung gegeben, wie sie 
den Begriff eigentlich anzuwenden 
hat. Politisch ist es aber wichtig, dass 
JI-Inlandsprojekte tatsächlich zu-
sätzlich sind. Derzeit besteht die Ge-
fahr, dass nicht wirklich zusätzliche 
Projekte genehmigt werden und das 
wäre, wenn man es genau betrachtet, 
natürlich eine Schädigung des Allge-
meinwohls.

E&M: Was verstehen Sie unter dem 
Begriff Zusätzlichkeit?

Hacker: Im allgemeinen ist der 
Begriff dadurch definiert, dass ohne 

die Anerkennung als CDM oder JI-
Projekt diese Projekttätigkeit nicht 
durchgeführt würde. Mit der Aner-
kennung erhält der Projektträger das 
Recht, Emissionsgutschriften, die 
einen bestimmten Wert haben, gene-
rieren zu dürfen. Das heißt im Kern, 
dass ein Projekt nachweisen muss, 
dass es ohne diese Zusatzerlöse nicht 
realisiert werden würde. Insbesonde-
re bei deutschen JI-Inlandsprojekten 
muss dazu eine strenge Wirtschaft-
lichkeitsanalyse gemacht werden, in 
der dargestellt werden muss, dass die 
Wirtschaftlichkeit des Projektes oh-
ne Anerkennung ungenügend ist und 
erst durch die zusätzlichen Erlöse 
ausreichend wird.

E&M: Bislang sind bei der DEHSt 
66 JI-Vorhaben angemeldet, davon 
59 sogar als Inlands-JI-Maßnahmen. 
Das zeigt doch eigentlich, dass das 
ProMechG funktioniert.

Hacker: Zu diesen Projekten kann 
man relativ wenig sagen, weil diese 
Vorhaben zwar bei der DEHSt ange-
meldet, aber die Projektunterlagen 
nicht veröffentlicht sind. Mit einer 
Ausnahme, nämlich einem Projekt in 
Nordrhein-Westfalen, weiß man nur, 
dass sie existieren. Als Außenstehen-
der kann man aber nicht die Details 
der Projekte und insbesondere nicht 
deren Wirtschaftlichkeit beurteilen.

Soweit mir bekannt, sind das Pro-
jekte, die bei der DEHSt als Ideen 
angemeldet sind und teilweise schon 
sehr lange, seit ein oder zwei Jahren 
als Projektidee dort liegen, ohne dass 
sich deren Status bislang geändert 
hat. Ich habe große Zweifel, ob sie 
tatsächlich als JI-Projekt realisiert 

werden. Aber ich kann mir durchaus 
vorstellen, dass auch in Deutschland 
eine ganze Reihe an potenziellen 
Projekten existiert, die als JI-Projekt 
realisierbar wären, wenn die Randbe-
dingungen klarer und handhabbarer 
festgelegt würden. Im Augenblick 
gibt es im ProMechG keine wirkliche 
Klarheit und Sicherheit bei der Ent-
wicklung von Projekten.

E&M: Mit dem kürzlich in Kraft ge-
tretenen Zuteilungsgesetz 2012 wird 
geregelt, dass Unternehmen bis zu 
22 Prozent ihrer benötigten Emissi-
onsrechte aus CDM- oder JI-Projek-
ten beziehen können. Reicht diese 
Regelung nicht schon aus, um das 
Engagement deutscher Unternehmen 
in diesem Bereich zu verstärken?

Hacker: Diese Regelung heißt ja 
nur, dass die Unternehmen 22 Pro-
zent Emissionsgutschriften aus 
JI- oder CDM-Projekten einsetzen 
können. Das heißt nicht, dass sie 
sich dazu tatsächlich auch in einem 
Projekt engagieren müssen. Und Sie 
sehen ja jetzt schon, dass es eine gan-
ze Reihe an Swap-Vereinbarungen 
auf dem Markt gibt, wo Unterneh-
men Emissionsberechtigungen gegen 
Emissionsgutschriften aus den Pro-
jekten mit einer Tauschprämie von 
drei bis fünf Euro je Stück tauschen, 
ohne dass sie sich in irgendeiner Wei-
se an den zugrunde liegenden Klima-
schutzprojekten beteiligen müssen. 
Deutschen Unternehmen bietet es 
die Möglichkeit, die Tauschprämie zu 
vereinnahmen, ohne sich tatsächlich 
mit den Projekten näher beschäfti-
gen zu müssen. Von daher schafft 
diese Regelung zwar einen gewissen 
Nachfragemarkt, gibt aber nicht un-
bedingt Anreiz, sich selbst aktiv an 
der Projektentwicklung oder Umset-
zung zu beteiligen und das Erlöspo-
tenzial von bis zu zehn Euro je Stück 
und mehr zu realisieren.

E&M: Erwarten Sie durch eine 
stärkere Umsetzung von JI-Inlands-
projekten eine Änderung im deut-
schen Energiemix?

Hacker: Ich glaube nicht, dass JI-
Projekte in Deutschland den Ener-
giemix nennenswert ändern werden. 
Ich gehe davon aus, dass ab 2013 die 
volkswirtschaftlichen Bereiche, die 
dem Emissionsrechtehandel unter-
worfen werden, immer mehr ausge-
weitet werden und dass mittelfristig 
die gesamte Volkswirtschaft in den 
Emissionshandel eingegliedert wer-
den wird. Dann wird gar kein Platz 
mehr für JI-Projekte vorhanden sein. 
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Der Bundesverband 
Emissionshandel und 
Klimaschutz e. V. (bvek) 
setzt sich für eine Über-
arbeitung des Projekt-
Mechanismen-Gesetzes 
ein. E&M sprach mit 
dem Vorsitzenden Jürgen 
Hacker über die nötigen 
Änderungen und darüber, 
wie sich der Emissions-
handel weiter entwickeln 
kann.
KAI ECKERT
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„Politisch ineffektiv und bürokratisch“

„Emissionsrechte faktisch mit 
der Tankrechnung bezahlen“

Jürgen Hacker: „Der Verkehrssektor 
lässt sich relativ einfach in den Emissi-
onshandel eingliedern“

Der Bundesverband Emissionshandel und Klimaschutz e. V. wurde 2001 ge-
gründet und will mit seinen 50 Mitgliedern die Diskussion der sehr komplexen 
Zusammenhänge bei der Einführung von Emissionsrechtehandelssystemen 
und grenzüberschreitenden Klimaschutzaktivitäten in Deutschland professio-
nalisieren. Jürgen Hacker wurde 2005 bvek-Vorsitzender und verschaffte dem 
Verband auch auf der politischen Bühne in Berlin Gehör. So konnte der bvek 
die Versteigerung von Emissionsberechtigungen in der zweiten Handelsperi-
ode gegen die Lobbyarbeit der Energiewirtschaft im Bundestag durchsetzen. 
„Das ist für unseren ausschließlich ehrenamtlich tätigen Verband ein wirk-
lich großer Erfolg“, erzählt der Diplom-Wirtschaftsingenieur in seinem Büro 
über den Dächern von Berlin-Charlottenburg. Hacker machte sich 1986 mit 
der „Umwelt Management Beratung“ (UMB) zunächst u.a. als externer Immis-
sionsschutzbeauftragter selbstständig. Mitte der 1990er Jahre stieg er in den 
Themenkomplex Emissionsrechtehandel ein. Heute ist der inzwischen 59jäh-
rige öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständiger für Verifizierung im 
Treibhausgas-Emissionshandel (eingeschränkt auf Feuerungsanlagen), er ist an 
der Entwicklung von CDM- und JI-Projekten beteiligt und als Emissionsrechte-
Händler an der Nord Pool und der EXAA tätig. Bereits vor rund zehn Jahren 
versuchte Hacker, mehreren großen Unternehmen wie der Lufthansa, verschie-
denen Energieversorgern und der Autoindustrie, klimaneutrale Produkte und 
Dienstleistungen nahezubringen. Aber damals waren deutsche Unternehmen 
„zu konservativ, zu abwartend und zu vorsichtig, um diese innovativen Mög-
lichkeiten offensiv im Markt ihrer eigenen Produkte als umweltfreundliche und 
klimaneutrale Angebote darzustellen“, resümiert Hacker.

JÜRGEN HACKER UND DER BVEK
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SZENE

Narziss – und 
kein Goldmund

Einmal EVU-Vorstand, immer 
EVU-Vorstand. So war das in der 

Energiewirtschaft bis zur Liberalisie-
rung. Schaffte man es mit 40 in den 
Chefsessel, konnte man sich leicht 
ausrechnen: Fünf mal fünf Jahre mal 
x hunderttausend Mark – der Lebens-
abend ist gesichert.

Auf jeder Arbeitsebene bei den Ver-
sorgern galt, dass man da nicht mehr 
gehen muss, wenn man nicht die be-
rühmten Löffel klaut.

Diese Zeiten haben sich radikal ge-
ändert: Fehler, deren Auswirkungen 
früher von den Kunden bezahlt wur-
den, werden nicht mehr verziehen – 
von den Aktionären nicht, von den 
Kunden nicht. Drei Lenker der vier 
größten Energieversorger mussten in 
diesem Jahr ihren hochdotierten Job 
quittieren (und haben nach norma-
len Maßstäben trotzdem ausgesorgt): 
Klaus Rauscher, Chef der Vattenfall 
Europe, hatte hervorragende Arbeit 
geleistet bei der Bildung des Unter-
nehmens, und ist gestürzt wegen 
eines schlechten Kommunikations-
managements; Harry Roels hat als 
Vorstandsvorsitzender den Wert von 
RWE enorm gesteigert, er bekam kei-
ne zweite Amtsperiode, weil er nicht 
Liebling der kommunalen Aktionäre 

Das Thema Unbundling dominiert 
die Diskussionen über die Vorschlä-
ge der EU-Kommission zur weiteren 
Neutralisierung der Transportnetze 
für Strom und Gas. Die Bundesregie-
rung glaube nicht, dass sich durch 
Eigentumsentflechtung der Wettbe-
werb stärken lasse und lehne diesen 
Weg strikt ab, erklärte in Reaktion auf 
das am 19. September vorgelegte Vor-
schlagspaket der Kommission Wirt-
schafts-Staatssekretär Joachim Wuer-
meling. Befürchtet werde, „dass wir in 
den kommenden Jahren kaum Inves-
titionen in den Netzausbau erwarten 
dürfen, wenn wir die Eigentümer zum 
Verkauf ihrer Netze zwingen“.

Die Energiewirtschaft brand-
markt das Unbundling weiter als 
Enteignung. Die großen Trans-
portnetzbetreiber argumentieren 
aus nachvollziehbaren Gründen ve-
hement dagegen: E.ON, RWE und 

Unbundling bleibt der Streitpunkt
EnBW wären nämlich sowohl im 
Strom- als auch im Gasgeschäft von 
der Entflechtung betroffen. Brüs-
sel könne bislang keine belastbaren 
Erkenntnisse vorzeigen, „die einen 
verstärkten, europaweiten Wett-
bewerb, mehr Investitionen in die 
Netze oder sogar sinkende Preise 
belegen“, verdeutlichten BGW und 
VDEW die ablehnende Haltung der 
Energiewirtschaft.

Der Bundesverband Neuer Energie-
anbieter (BNE), äußerte sich relativ 
reserviert zum Unbundling. „Natür-
lich müssen die Netze neutral sein“, 
sagte BNE-Geschäftsführer Robert 
Busch. Er sieht jedoch in der Entflech-
tung „nicht den Königsweg“. Der In-
dustrieverband VIK betont ebenfalls 
die Notwendigkeit neutraler Netze. 
„Das Aktiensplitting sollte daher als 
eine Möglichkeit zur Erreichung des 
Ziels sehr ernsthaft geprüft werden“, 

Das Tagebuch von
Angelika Nikionok-

Ehrlich, Berliner Korres-
pondentin von Energie 

& Management, hält die 
Energie-Ereignisse oder 

-Inszenierungen der
Hauptstadt fest.

E&M - Korrespondentin
Angelika Nikionok-Ehrlich

BERLINER TAGEBUCH
FRÜHHERBSTLICHES SCHALTEN UND WALTEN

> Dienstag, 18. September
Michael Müller, Parlamentarischer 

Staatssekretär im Bundesumweltmi-
nisterium, stellt das Buch „Der UNO-
Weltklimareport – Bericht über eine 
aufhaltsame Katastrophe“ vor, das er 
mit den Autoren Ursula Fuentes und 
Harald Kohl herausgegeben hat. Mit 
von der Partie ist einer, der in der Ver-
gangenheit nicht gerade als Umwelt-
schützer aufgefallen ist: Ex-Kanzler 
und Ex-SPD-Chef Gerhard Schröder. 
Der ist nun voll des Lobes für Müllers 
Engagement für den Klimaschutz. 
Schröder zeigt sich beeindruckt von 
den Erkenntnissen der IPCC-Wissen-
schaftler. Sie seien nicht in Frage zu 
stellen. Und noch eins möchte er auf 
keinen Fall in Frage gestellt sehen: 
Den von seiner Regierung mit den 
Unternehmen ausgehandelten Kom-
promiss zum Atomausstieg. Der Alt-
kanzler rät seiner Partei dringend, an 
„dieser klaren Position“ festzuhalten.

> Mittwoch, 19. September
Die EU-Kommission präsentiert 

ihre Vorschläge für ein drittes Strom- 

war; Utz Claassen, der für die Ener-
giewirtschaft gewöhnungsbedürftige 
Top-Mann bei EnBW, hat das Unter-
nehmen saniert und es auf eigenen 
Wunsch verlassen, wohl befürchtend, 
dass sein Vertrag nicht mehr verlän-
gert würde. Geblieben ist E.ON-Kon-
zernchef Wulf Bernotat – auch sein 
Posten wackelte. Ein richtig großer 
Wurf im Sinne von nachhaltiger Ent-
wicklung der Unternehmen ist allen 
Vieren nicht gelungen, sie haben 
profitiert von der Liberalisierung des 
Marktes, die ihnen Geld in die Kassen 
gespült hat, das sie nun möglichst 
sinnvoll ausgeben sollen und sollten.

Auf Seite 33 dieser Ausgabe be-
ginnt ein Sonderteil „Karriere in der 
Energiewirtschaft“, in dem auch be-
schrieben ist, dass Chefs wohl mehr-
heitlich versagen, wenn es um die 
Mitarbeitermotivation geht.

In der „Spiegel“-Ausgabe 38 er-
schien ein Interview mit dem Psycho-
logen Gerhard Dammann, der von 
den Chefs als „Narzissten“ spricht, 
die „geringe Teamfähigkeit, Taubheit 
für Kritik und mangelhafte Einfüh-
lung in die Mitarbeiter“ haben.

Im Roman „Narziß und Goldmund“ 
von Hermann Hesse wird Narziss ge-
fragt, wo er denn seine Bestimmung 
sähe. „Mein Wunsch geht nicht nach 
Ämtern“, sagt er, „aber sie werden 
mir auferlegt: Es ist die Eigenschaft, 
dass ich ein Gefühl für die Art und 
Bestimmung der Menschen habe, 
nicht nur für meine eigene, auch für 
die der anderen. Diese Eigenschaft 
zwingt mich, den anderen dadurch zu 
dienen, dass ich sie beherrsche. Wäre 
ich nicht zum Klosterleben geboren, 
so würde ich Richter oder Staatsmann 
werden müssen.“ Und Goldmund sagt 
im Roman, dass er im Kloster schon 
zwei Wesen begegnet sei, „denen er 
Freund sein konnte, dem Baum und 
dem Pförtner“. Was den Bossen wohl 
oft fehlt, das ist die Wahrnehmung 
der „richtigen“ Welt.
Lesen Sie unseren Sonderteil, und 
werden Sie Chef – ein guter natür-
lich.  E&M

und Gasbinnenmarktpaket, zu dem 
auch die Entflechtung von Energie-
produktion und -handel vom Betrieb 
der Netze gehört. Wieder einmal sind 
sich Bundeswirtschaftsminister und 
Bundesumweltminister nicht einig. 
Glos hält „wesentliche Punkte“ für 
„noch nicht überzeugend gelöst“ und 
kritisiert „Bürokratie“ sowie „hohen 
regulatorischen Aufwand“. Auch das 
Konzept des Unabhängigen Netzbe-
treibers (ISO) „überzeugt“ ihn nicht. 
Gabriel hingegen sieht „die Weichen 
richtig gestellt: Durch eine wirksame 
Entflechtung wird das Netz zu einem 
neutralen Marktplatz mit günsti-
geren Preisen für die Verbraucher 
und besserem Netzzugang für neue 
Stromanbieter“, meint er.

> Donnerstag, 20. September
Die Strompreise werden im kom-

menden Jahr wohl weiter steigen. 

JI ist eine Übergangslösung, solange 
noch nicht alle Sektoren dem Emis-
sionshandel unterworfen sind, und 
kann daher längerfristig auf den 
Energiemix keine Auswirkungen ha-
ben.

E&M: Kann es nicht kompliziert 
werden, wenn der Emissionshan-
del auf andere Sektoren ausgedehnt 
wird? Ich denke da etwa an das 
Dienstleistungsgewerbe oder die pri-
vaten Haushalte …

Hacker: Ja, man muss aber nicht 
an der tatsächlichen Emission von 
CO2 ansetzen, sondern bereits beim 
Verkauf von fossilen Brennstoffen. 

Beispielsweise lässt sich der Ver-
kehrssektor relativ einfach in den 
Emissionsrechtehandel eingliedern, 
indem vorgeschrieben wird, dass ein 
Treibstofflieferant über die Menge der 
Emissionen, die seinen Absätzen ent-
sprechen, Emissionsrechte besitzen 
und innerhalb einer Betrachtungspe-
riode abgeben muss. So müssen nicht 
die Emissionen von Millionen Auto-
fahrern kontrolliert werden, sondern 
nur die 150 bis 200 Inverkehrbringer 
von Treibstoffen in Deutschland. 
Diese werden bereits jetzt über die 
Zollläger genau kontrolliert, sodass 
mit relativ geringem zusätzlichem 
bürokratischem Aufwand dieser Be-
reich voll erfasst werden kann.

Natürlich werden die Mineralölfir-
men die Kosten für die Emissions-
rechte genauso wie jetzt auch schon 
die Öko- oder andere Steuern in ihre 
Kraftstoffpreise einbeziehen. Dann 
wird der Autofahrer seine Emissions-
rechte faktisch mit seiner Tankrech-
nung an der Tankstelle bezahlen. Das 
wirkt für ihn wie eine Preiserhöhung. 
Entsprechend wird er je nach seiner 
eigenen Präferenzentscheidung sein 
Fahrverhalten anpassen. Auf dem 
Wärmesektor kann man es genauso 
machen. Mit dem Bezug von Erdgas 
oder Heizöl wird sich über den Preis 
die notwendige Lenkungswirkung 
zur Verringerung der Emissionen er-
geben. E&M

Fortsetzung von Seite 1

so Geschäftsführer Alfred Richmann.
Eindeutig für die strenge Entflech-
tung ist die Erneuerbaren-Branche: 
Dies sei die schnellste, einfachste 
und wirkungsvollste Methode, einen 
diskriminierungsfreien Netzzugang 
zu erreichen, sagte Milan Nitschke, 
Geschäftsführer des Bundesverban-
des Erneuerbare Energie.

Für Unbundling plädiert ferner die 
Verbraucherseite. „Am Unbundling 
geht kein Weg vorbei“, erklärte Hol-
ger Krawinkel vom Bundesverband 
der Verbraucherzentralen. Das Ar-
gument, die weitergehende Entflech-
tung würde die Investitionstätigkeit 
im Netzbereich lähmen, hält er für 
wenig überzeugend. „Ein neutra-
ler Netzbetreiber hat das Interesse, 
möglichst vielen Kunden seine Leis-
tungen anzubieten“, so Krawinkel, 
und werde deshalb auch ausreichend 
investieren.

Die Länderkammer hat am 21. Septem-
ber den Verordnungsentwurf der Bun-
desregierung zur Anreizregulierung 
mit geringfügigen Veränderungen ab-
gesegnet. Die Verordnung kann damit 
zum 1. Januar 2009 in Kraft treten.

Nordrhein-Westfalen konnte sich 
nicht mit seiner Initiative durchsetzen, 
die Anreizregulierung in zwei wesent-
lichen Punkten abzuschwächen. Da-
mit bleibt es bei der Orientierung der 
Effizienzvorgaben an den allerbesten 
Unternehmen, und es bleibt bei dem 
vorgesehenen Produktivitätsfaktor 
von jährlich 1,25 % in den ersten fünf 
Jahren und 1,5 % in der zweiten Fünf-
Jahresperiode. 

Wenn dieser Teil aufgegeben worden 
wäre, „hätte das rund eine Milliarde 
Euro Kosten zu Lasten der Verbrau-
cher bedeutet“, betonte der Parla-
mentarische Staatssekretär im Bun-
deswirtschaftsministerium, Hartmut 
Schauerte. Mehrere Länder wollten die 
Vorgaben zur Effizienzsteigerung auf 
0,5 % in der ersten Phase und 1,0 % in 
der zweiten beschränkt sehen.

Unter Hinweis auf die Sonderre-
gelung für Unternehmen mit bis zu 
30 000 Haushaltskunden und Härte-
fallregelungen widersprach Schauerte 
der Darstellung von NRW-Wirtschafts-

Anreizregulierung passiert Bundesrat
ministerin Christa Thoben, die noch-
mals die „Sorge“ geäußert hatte, klei-
nere Stadtwerke würden „mit diesen 
pauschalen Effizienzvorgaben überfor-
dert“.

Schauerte meinte, mit dem Verord-
nungsentwurf, der nach einem „inten-
siven Konsultationsprozess“ vorgelegt 
wurde, sei eine „vernünftige Balance“ 
erreicht worden beim Ziel, zu niedri-
geren Preisen für Verbraucher zu kom-
men und die Kostenbelastungen für 
Unternehmen in Grenzen zu halten.

Eine Änderung beschloss der Bun-
desrat für den Gassektor. Hier soll die 
erste Periode der Anreizregulierung 
nur vier statt fünf Jahre dauern. Damit 
soll eine zeitversetzte Bestimmung des 
Ausgangsniveaus der Erlösobergren-
zen für die Stadtwerke erreicht werden, 
die sowohl über Strom- als auch über 
Gasnetze verfügen. Zur Begründung 
heißt es, dass sonst „durch zeitlich 
komprimierten, erheblichen Aufwand“ 
zusätzliche Kosten anfielen. Damit es 
durch diese Regelung nicht zu einer 
Ungleichbehandlung von Strom und 
Gas kommt, sollen die Effizienzvorga-
ben in der ersten Periode nur anteilig 
und damit über den gesamten Zeit-
raum mit neun Zehnteln berücksich-
tigt werden.

RWE kündigte bereits an, die Tarife 
müssten wegen gestiegener Kosten 
2008 „angepasst“ werden. E.ON-Chef 
Wulf Bernotat hat sich unterdessen 
in einem „Offenen Brief“ für seine 
Äußerungen in der Bild-Zeitung 
entschuldigt, der Strom sei eigent-
lich „zu billig“. Gleichzeitig rechnet 
er vor, dass eine vierköpfige Familie 
pro Tag nur in etwa so viel für ihren 
Strom zahle, wie für eine Currywurst 
oder ein großes Bier. Wie alle Verglei-
che, so hinkt natürlich auch dieser. 
Denn auf Bier oder Currywurst kann 
man ja locker mal verzichten, aber 
wer will schon im Dunkeln sitzen 
und kalten Kaffee trinken?

> Freitag, 21. September
Draußen sonniger Spätsommer, 

und es ist schon Nachmittag, als 
der letzte von über hundert Tages-
ordnungspunkten der Bundesrats-
sitzung abgestimmt werden soll. Es 
handelt sich um TOP 97 (die Reihen-
folge wird gerne mal umgestellt), bei 
dem es um die Anreizregulierung 
geht. Dieses in einigen Punkten sehr 
kontroverse Thema wurde in den Un-
terausschüssen intensiv diskutiert. 
Nun aber sind einige Landesminister 
plötzlich nicht im Saal, die Runde ist 
nicht beschlussfähig. Verwirrung, 
dann wird die Sitzung unterbrochen, 
um die „Abtrünnigen“ wieder einzu-
sammeln. Die nicht amüsierte Sit-
zungsleiterin hält danach mit ihrem 
„Unmut“ nicht hinter dem Berg: Die 
Länder sollten „dafür sorgen, dass die 
Abstimmungsfähigkeit gewährleistet 
wird“, rüffelt sie. Nach der Verab-
schiedung des Punktes haben es die 
Ländervertreter eilig, ins Wochenen-
de zu verschwinden. E&M
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